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Entwicklungshilfe

Zwiespältiges Verhältnis

D ie  Bundesregierung dokumentierte in Sachen 
Entwicklungspolitik einmal mehr ihr zwiespältiges 
Verhältnis zu diesem Metier, als sie auf der Klau­
surtagung des Kabinetts die Entscheidung über 
eine Steigerung der öffentlichen Entwicklungs­
hilfe hinausschob und in die Etatberatungen am
3. und 4. Juli verlegte. Aus den Erfahrungen von 
Nairobi, wo das Zaudern in der Frage des Ge­
meinsamen Fonds viel internationales Ansehen 
gekostet hatte, ist die Bundesregierung offenbar 
nicht klug geworden. Allerdings wartete sie dies­
mal nicht erst den Beginn von UNCTAD V ab, 
sondern nahm schon vorher freiw illig  auf der An­
klagebank Platz.

Sicherlich handelt es sich bei der von Entwick­
lungsminister Offergeld vorgeschlagenen Steige­
rung der Hilfe um insgesamt 3,2 Mrd. DM nicht um 
einen Pappenstiel. Eine solide finanzpolitische 
Lösung zu verlangen, war daher das gute Recht 
Finanzminister Matthöfers. Von einer der führen­
den Wirtschaftsnationen, die alle drei bis vier Jah­
re an UNCTAD teilnimmt, darf man jedoch etwas 
mehr an Konferenzvorbereitung erwarten als die 
zynisch anmutende Bemerkung, daß die Haus­
haltsberatungen leider einen Monat nach der Kon­
ferenz beginnen. Die Zusage einer abstrakten, 
nicht näher definierten Steigerung der Entwick­
lungshilfe wird in Manila kaum jemanden befrie­
digen.

Sofern bei der Aufstockung der Hilfe in Richtung 
auf das 0,7%-ZieI der UN wirklich haushaltstech­
nische Probleme bestanden, hätte man die lange 
vorher bekannte Thematik eben frühzeitiger be­
handeln müssen. Tatsächlich dürfte hinter dem 
fatalen Kabinettsbeschluß eher mangelnder poli­
tischer W ille gestanden haben. Das Ministertreffen 
hatte zusammen mit der publizistischen Vor­
debatte national wie international große Hoffnun­
gen erweckt, die jedoch gründlich enttäuscht wur­
den. Es kreißte der Berg und . . .vertagte sich, bo

DDR

Neues Konzept?

N  ach den ernüchternden ökonomischen Ergebnis­
sen des letzten Planjahres stand die 10. Tagung 
des ZK der SED Ende letzten Monats im Zeichen 
der tiefgreifenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten. 
Die SED-Führung kündigte für das nächste Plan­
jahrfünft (1981—1985) grundlegende Reformen an,

ohne aber im einzelnen auszuführen, was nun im 
Leitungs- und Planungssystem verändert werden 
soll. Einiges deutet allerdings auf die Absicht hin, 
den Prozeß der Kombinatsbildung zu intensivie­
ren und diesen Wirtschaftseinheiten mehr Eigen­
verantwortung zu übertragen.

Nun sind weder die Probleme der DDR-Wirt- 
schaftsführung noch die zur Disposition gestellten 
Maßnahmen grundsätzlich neu. Nach wie vor g ilt 
es, eine operationale Verbindung zwischen der 
Erfüllung zentraler Planaufgaben und der w irt­
schaftlichen Selbständigkeit der Betriebe zu fin­
den und so das Grundproblem sozialistischer 
Wirtschaftsführung zu überwinden. Während näm­
lich zentrale Planungs- und Lenkungsbehörden 
Ziele zu realisieren versuchen, bei denen die Be­
triebseinheiten ihr Leistungspotential voll ausnut­
zen, besteht die Erfolgsstrategie der Betriebe 
darin, Pläne zu erhalten, die auch ohne große An­
strengungen zu realisieren sind. Da die einzel­
wirtschaftliche Erfolgsmessung und damit auch die 
Prämiierung der M itarbeiter grundsätzlich anhand 
der Soll-Ist-Differenz wirtschaftlicher Parameter 
erfolgt, Soll-Größen folgender Phasen sich aber 
an konkreten Ist-Ergebnissen vorangegangener 
Planperioden orientieren, haben die Einzelwirt­
schaften ein Interesse, d e n  V o r g e s e t z t e n  Behör­
den Leistungsmöglichkeiten zu verbergen. Be­
trieblich rationales Verhalten führt damit zu ge­
samtwirtschaftlich unerwünschten Ergebnissen. 
Solange sich die SED-Führung hier nicht zu einem 
grundsätzlichen Kurswechsel entscheiden kann, 
wird sich die DDR-Wirtschaft nicht optimal ent­
wickeln können. pl

Arbeitsmarktprogramm

Falscher Schwerpunkt

M it  einem 500-Millionen-Sonderprogramm will 
das Bundesarbeitsministerium zum Abbau der ho­
hen Arbeitslosigkeit in Problemzonen beitragen. 
Schwerpunkte des Programms, das noch zwischen 
den Ressorts der Bundesregierung abgestimmt 
werden muß, sind die innerbetriebliche Qualifizie­
rung zur Vermeidung von künftigen Arbeitskräfte­
freisetzungen, die W iedereingliederung von län­
gerfristigen Arbeitslosen durch Übernahme von 
Lohnkosten und der Einsatz von Arbeitslosen zur 
Verbesserung der sozialen Infrastruktur. Antrags­
berechtigt sind nur die Arbeitsamtsbezirke, deren 
Arbeitslosenquote im vergangenen Jahr durch­
schnittlich über 6 % gelegen hat, so daß nur 23 
von 146 Arbeitsamtsbezirken in den Genuß der 
Mittel kommen können.
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Die gezielte Förderung von Umschulungs- und 
Weiterbildungsmaßnahmen erscheint auf den er­
sten Blick bestechend, denn, wie die Arbeitslosen­
zahlen zeigen, sind von Entlassungen hauptsäch­
lich die Unqualifizierten bedroht. Ober die Hälfte 
der registrierten Arbeitslosen besitzen keine Aus­
bildung. In den letzten Jahren haben die Unter­
nehmen aufgrund der hohen Arbeitslosenzahlen 
und des damit verbundenen ergiebigeren Arbeits­
marktes schwächere gegen leistungsstarkere Ar­
beitskräfte ausgetauscht. Damit werden aber 
durch das Sonderprogramm nicht zuletzt diejeni­
gen gefördert, die schon über eine Ausbildung 
verfügen und bereit sind, sich den veränderten 
Qualifikationsanforderungen anzupassen. Das 
Heer der unqualifizierten Arbeitslosen wird da­
durch nicht verringert. Im Gegenteil, durch das 
ständige Ansteigen des Qualifikationsniveaus wird 
eine Eingliederung dieses Teils der Arbeitslosen 
immer schwieriger, da sich der Abstand zwischen 
qualifizierten Beschäftigten und unqualifizierten 
Arbeitslosen ständig vergrößert.

Dieses Problem ist nicht regionenspezifisch, son­
dern tr ifft für das ganze Bundesgebiet zu. So 
lange die Schar der unqualifizierten Arbeitslosen 
derart umfangreich ist, sollte deren Wiederein­
gliederung vorrangige Aufgabe der Politiker sein. 
Die innerbetriebliche Weiterbildung, die wegen 
der ungünstigen wirtschaftlichen Entwicklung zu­
rückgestellt wurde, sollte weitestgehend den Be­
trieben selbst überlassen werden, da sich die 
Anzeichen für den Aufschwung mehren. dw

Steuervereinfachung

Preiswerter Einstieg

Steuern haben ein zähes Leben. Dieser Satz g ilt 
gewiß für die sogenannten Bagatellsteuern. Jetzt 
endlich w ill die Bundesregierung auf die vier klein­
sten dem Bund zustehenden Verbrauchsteuern 
(Salz-, Spielkarten-, Zündwaren- und Essigsäure­
steuer) mit einem jährlichen Aufkommen von ins­
gesamt 58 Mill. DM verzichten. Dies ist um so er­
freulicher, als es ernstzunehmenden Widerstand 
gegen die Abschaffung immer nur von seiten des 
Fiskus gegeben hat. Entgegen der häufig behaup­
teten „Unrentabilitä t“ sind die kleinen Verbrauch­
steuern nämlich recht einfach zu handhaben und 
verursachen nur geringe Verwaltungskosten. So 
wird zum Beispiel die Spielkartensteuer lediglich 
bei sechs Herstellern im Bundesgebiet erhoben 
und der behördliche Verwaltungsaufwand beträgt 
nur 0,5% des Aufkommens; Werte, die eigentlich 
für eine Beibehaltung sprechen. Den Verantwortli­
chen geht es jedoch nicht um die Einhaltung be­
stimmter Kosten-Nutzen-Relationen bei der Erhe­
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bung von Abgaben: Vordringliches Ziel ist gegen­
wärtig die Steuervereinfachung. Die Streichung 
der Bagatellsteuern soll als ein erster (preiswer­
ter) Einstieg zur Lösung dieses immer wieder ver­
schleppten Problems dienen.

Anläßlich einer kürzlich veranstalteten öffentlichen 
Anhörung stieß der Finanzminister allerdings nicht 
auf einhellige Zustimmung der Wirtschaft, und die 
Opposition kommt der Regierung gar m it einem 
eigenen Gesetzentwurf in die Quere, der den Ka­
talog der abzuschaffenden Bagatellsteuern immer­
hin um zwei erweitert. Wenn nicht alle Anzeichen 
trügen, besteht die Gefahr, daß hier parlamentari­
sche Nebenkriegsschauplätze eröffnet werden, die 
unter Umständen von möglichen wirklich substan­
tiellen Steuervereinfachungen ablenken könnten.
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IWF

italienisches Ansinnen

Ita liens Schatzmeister Pandolfi möchte m it dem 
IWF in Verhandlungen über ein neues Bereit­
schaftskreditabkommen für Italien eintreten. Dem 
Vernehmen nach wünscht Rom einen Kredit von 
mindestens 1 Mrd. $. Diese Nachricht überrascht 
insofern, als Italien zur Zeit eine günstige Zah­
lungsbilanzsituation aufweist. Warum also gerade 
jetzt ein IWF-Kredit?

Wie aus Rom zu hören ist, beabsichtigt die ita lie­
nische Regierung mit der Kreditaufnahme, die 
Kreditwürdigkeit des Landes unter Beweis zu stel­
len. Unter diesem Gesichtspunkt scheint das ita lie­
nische Ansinnen etwas fragwürdig zu sein. Da 
Kredite im- Rahmen des Bereitschaftskreditab­
kommens ausschließlich der Finanzierung von 
Zahlungsbilanzdefiziten dienen sollen, kann sich 
der IWF eigentlich auf ein solches Abkommen in 
diesem Falle gar nicht einlassen. Zudem ist es 
äußerst fraglich, ob Italien gerade mit einem IWF- 
Kredit seine Kreditwürdigkeit beweisen kann. Bei­
standskredite sind in der Vergangenheit vom IWF 
nicht primär vergeben worden, weil man das be­
treffende Land für besonders kreditwürdig hielt. 
Gesichtspunkte wie die Adaption wirtschaftspoli­
tischer Auflagen des IWF sowie ein gewisses Ver­
trauen in die Fähigkeit der zuständigen Instanzen 
des kreditnehmenden Landes, diese Auflagen ein­
zuhalten und die Zahlungsbilanzsituation damit 
nachhaltig zu verbessern, spielten eine weitaus 
größere Rolle.

Will Italien seine internationale Kreditwürdigkeit 
beweisen, so kann dies durch nichts besser ge­
schehen als durch eine starke Zahlungsbilanz­
situation und eine solide Geld- und Fiskalpolitik.
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